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Kernaussagen zum Monatsgespräch HPR-LK und MBJS 
Datum: 09.11.2023 
Uhrzeit: 10.30- 10.50 Uhr 
Anwesenheit: HPR siehe Liste, Herr Dr. Schneider, Herr Beißel, Herr Huschka, Frau Fried  
  
Themen: 
 

1. Im Rahmen der vertrauensvollen Zusammenarbeit stellten Sie dem HPR (LK) die 
beabsichtigten Maßnahmen „Schulassistenz“ und „Schulbudget“ vor. Hier sollten der 
HPR(LK) und die Dienststelle in einen Austausch zu möglichen Problemfeldern treten. 
 

Schulassistenz:  
ausführlich mit den Schulämtern beraten am 6.11.23, am 17.11.23 erfolgt Rücksprache mit 
ausgewählten Schulleitern, Vorlage Ende November an HPR-Verwaltung geplant, 
Modellversuch startet am 1.2.24  
personelle Ausstattung der StSchÄ: jedes StSchA erhält zusätzlich eine bis zum 31.12.25 
befr. Stelle Sachbearbeitung,  
Auf Nachfrage des HPR erklärte das MBJS, dass auch jetzt schon nichtpädagogische 
Personen Klassenfahrten begleiten, Aufsichten übernehmen und außerunterrichtliche 
Angebote durchführen: Über den Einsatz entscheidet die SL, bisher ist vorgesehen, die 
Arbeitszeitanwendung der PFK anzuwenden - Evaluation ist vorgesehen 
HPR sieht hohe Belastung der SL, insbesondere während der Einarbeitung: MBJS prüft 
gesonderte FB-Angebote für die neue Beschäftigtengruppe, es ist ein freiwilliges Angebot. 
Schule muss abwägen, ob Aufwand und Nutzen im Verhältnis stehen, Schule entscheidet 
über befristete oder unbefristete Stelle, Stunden aus VV Anrechnung bleiben unberührt, 
HPR regt an, stellenwirtschaftliche Aspekte zu prüfen 
Schulbudget: 
jedes StSchA erhält zusätzlich eine bis zum 31.12.25 befr. Stelle Sachbearbeitung  
 

 
2. Einrichtung von Beschwerdestellen nach § 13 AGG – Stand der Umsetzung und weiteres 

Vorgehen 
 

MBJS prüft und wird HPR informieren 

 
3. Nach Hinweisgeberschutzgesetz vom 2.7.2023 (deutsche Umsetzung der EU-

Whistleblower-Richtlinie) sollten interne Meldestellen geschaffen werden. Wie beabsichtigt 
das MBJS damit umzugehen?  
 

MBJS wird eine interne Meldestelle für den gesamten Geschäftsbereich einrichten, diese 
interne Meldestelle des MBJS gilt auch für LK und wird spätestens nach 1 Jahr evaluiert: 2 
Personen werden benannt, Beschäftigte und Personalvertretungen werden darüber 
informiert, Funktionspostfach wird eingerichtet 
 

 
4. Nach Information des MIK ist eine Kooperationsvereinbarung mit der OTHEB Kiel zur 

externen betrieblichen Sozialberatung für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst des 
Landes Brandenburg geschlossen worden, somit auch für die ca. 22.600 Lehrkräfte.  
Wie werden die Gremien der Personalvertretungen in diese Kooperation einbezogen? 

 

OTHEP leistet professionelle Beratung bei alltagsüblichen Belastungen. Dieses zusätzliche, 
für die Beschäftigten kostenfreie Unterstützungsangebot können alle LK zukünftig direkt – 
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ohne Einbindung der Dienststelle – per Telefon, Mail oder Chat anonym und vertraulich 
nutzen. Info an die Beschäftigten zu Start/ Nutzung/ direkter Zugang zum Angebot wird 
(absehbar über Schulportal) zeitnah erfolgen, Ansprechpartner für die OTHEB im Verfahren 
wird die zentrale Arbeitsstelle „Arbeitsschutz und Lehrkräftegesundheit im Rahmen des 
Betrieblichen Gesundheitsmanagement (BGM)“, formelle Beteiligung nach PersVG erfolgt 
noch. 

  
5. Teilzeitarbeit im Lehrkräftebereich, Vereinbarkeit von Familie und Beruf, begrenzte 

Teildienstfähigkeit – inwiefern beabsichtigt das MBJS den neuesten Arbeitszeitstudien 
gerecht zu werden und das Rundschreiben 2/99 zeitgemäß zu überarbeiten? In den 
Personalräten (LK) der Staatlichen Schulämter und dem Hauptpersonalrat (LK) häufen sich 
Anfragen und Beschwerden, insbesondere zur Auslegung der außerunterrichtlichen 
Entlastungen bzw. Mehrbelastungen. 
 

Teilzeitregelungen: HPR sieht es als problematisch, dass es derzeit nur Empfehlungen gibt, 
es bedarf zeitgerechter Regelungen, auch aufgrund aktueller Rechtsprechung. 
Referat 36 wird dies prüfen. 
MBJS und HPR sind sich einig, dass RS 2/99 weiter angewendet wird und die SL 
entsprechend informiert werden. 

 

 


